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                          Illusion und Wirklichkeit
            Zwischen Mauerfall, freien Wahlen und Wiedervereinigung
                                          Vortrag in Schengen am 6.6.10
Sehr geehrte Damen und Herren, 

Der Ort Schengen oder besser gesagt, das Schengener Übereinkommen von 1985 hat eine tiefe Beziehung zu meinem heutigen Vortrag:
Dieses Vertragswerk hätte nie weiterentwickelt werden können, wenn nicht durch die friedliche Demonstrationen 1989 in der DDR die für viele Menschen in der Vergangenheit tödliche Grenze in Deutschland und zwischen den Ostblockstaaten und den westeuropäischen Staaten gefallen wäre. Darum ist es für mich eine besondere Freude, heute mit Ihnen über das Thema 20 Jahre Deutsche Einheit hier diskutieren zu können.

Jeder Mensch hat Wunschträume. Und diese Träume sind meistens geprägt von sehr persönlichen Wunschvorstellungen. Auch ich hatte und habe Wunschträume, dazu gehörte vor 1990 aber nie der Traum , die Wiedervereinigung Deutschlands noch zu erleben. Dieser Wunsch gehörte eher in die Kategorie „Illusion“.
Dass ich vor 20 Jahren nach dem Fall der Mauer der ersten frei gewählten Volkskammer vorstand, ist für mich noch heute fast ein Wunder.

In der Nacht vom 2. zum  3. Oktober 1990 stand ich mit durchaus gemischten Gefühlen auf der Treppe des Berliner Reichstages, eingetaucht in eine unübersehbare jubelnde Menschenmenge. Ich war nach einem halben Jahr intensivster politischer Arbeit  als Volkskammerpräsidentin der ersten frei gewählten Volkskammer und amtierenden Staatsoberhaupt sowohl körperlich als auch emotional erschöpft. Ich war tief berührt von den Jugendlichen, die eine überdimensionale schwarz-rot-goldene Fahne hissten, begleitet von der Nationalhymne, die mit den Worten „Einigkeit und Recht und Freiheit“ das ausdrückte, was die Menschen in der DDR sich mit der friedlichen Revolution erkämpft hatten. Gleichwohl beschäftigte mich schon damals die Frage, was die gemeinsame Zukunft wohl bringen möge?

Als vor über 20 Jahren die Mauer fiel, waren die meisten Deutschen in einer Euphorie, die wirtschaftliche, soziale und mentale Unterschiede und Folgen der Wiedervereinigung ausblendeten.
Ich habe mir damals nicht vorstellen können, dass 20 Jahre nicht ausreichen würden, um die Folgen einer 40 jährigen Trennung zu überwinden. 

Lassen Sie uns aber zunächst gemeinsam eine Zeitreise in das Jahr 1989/90 unternehmen. 

Nach der politischen Diskussion zu Glasnost und Perestroika Mitte der 80iger Jahre in der Sowjetunion keimte auch in der DDR ein Fünkchen Hoffnung, dass die Wende in eine demokratischere Gesellschaftsordnung eingeleitet werden könnte. Bürgerrechtler suchten mehr und mehr die öffentliche Diskussion, allerdings noch unter dem Schutz mutiger Kirchenvertreter. Verdruss, Pessimismus und Unglaube an eine bessere Zukunft nach über vierzig Jahren real existierendem  Sozialismus brachte nach den am 7. Mai 1989 stattfindenden Kommunalwahlen das „Fass zum Überlaufen“, nachdem die von den Bürgerrechtlern angeprangerten Wahlfälschungen öffentlich bekannt wurden. Bereits im Januar des Jahres gab es Demonstrationen in Leipzig mit der Forderung nach mehr Meinungs-Versammlungs- und Pressefreiheit, die mit der Festnahme von vielen Demonstranten brutal beendet wurden.

Vergessen wir nicht die Versicherung  E. Honeckers noch am 22. Januar 1989, dass  die Mauer noch 100 Jahre stehen werde.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch erwähnen, dass der am 13. März 1989 geschlossene Koalitionsvertrag zwischen der Westberliner SPD und Alternativen Liste Folgendes zum Inhalt hatte: „...Eine europäische Friedensordnung wird es in überschaubarer Zeit nur mit zwei gleichberechtigten deutschen Staaten geben können, die ihre Existenz nicht gegenseitig infrage stellen.“

Der Sommer und Herbst 1989 waren geprägt von den Demonstrationen in vielen Städten der DDR, in den Tausende aufbegehrende Menschen auf die Strasse gingen und gegen einen Staat demonstrierten, der durch das wirtschaftliche Desaster und das abgrundtiefe Misstrauen gegen seine Bürger und einer unvorstellbaren Bespitzelung bis in die Familien hinein und einer politischen Bevormundung ohnehin längst das Vertauen verloren hatte. Aber nicht nur die Demonstrationen, sondern auch die vielen Flüchtlinge, die nur mit einem Koffer über Ungarn oder die bundesdeutschen Botschaften in Prag und Warschau das Land verlassen hatten, brachten diese Mauer, die nach dem Willen der DDR-Machthaber noch 100 Jahre stehen sollte, zum Einsturz.

Einige Monate nach dem 40. Jahrestag der Gründung der DDR konnten die Bürgerinnen und Bürger zum ersten Mal in einer freien Wahl „ihre“ Abgeordneten für das Parlament frei wählen. Die konkreten Ergebnisse waren weder manipuliert noch trafen die Vorhersagen der Wahlforscher ein. Die CDU konnte mit der „Allianz für Deutschland“ einen bedeutenden Sieg erringen, womit ein wesentlicher Schritt in Richtung Einheit getan wurde.

Die Wahlen zur Volkskammer am 18. März 1990 waren ein wichtiger Bestandteil des Demokratisierungsprozesses, der sich im ganzen Lande vollzog. Die Demokratie, die bereits Jahrzehnte früher mit Hilfe der westlichen Besatzungsmächte in der Bundesrepublik Wirklichkeit geworden war, hatte nun in ganz Deutschland gesiegt – und das aus eigener Kraft.  Eine höchst beachtenswerte Tatsache deutscher Geschichte. Eine notwendige Voraussetzung zur Herstellung der deutschen Einheit und eine nicht zu unterschätzende „Mitgift“ in die gemeinsame Zukunft.

Was folgte, war eine wirklich bemerkenswerte Zeit in der Geschichte des deutschen Parlamentarismus. Die letzte Wahlperiode der Volkskammer war die kürzeste Lehre und härteste Bewährungsprobe „in Sachen Politik“.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass irgendein anderes Parlament auf der Welt Tag und Nacht so hart gearbeitet und gerungen hatte wie wir. Mit 164 Gesetzen, davon 3 Staatsverträge, und 93 Beschlüssen war der Umfang der Arbeit gewaltig. Und die Zahl der Probleme auch. 

Im Schnittpunkt noch nicht überwundener Vergangenheit und noch kaum begonnener Zukunft galt es, möglichst Vieles zu bedenken. Dazu kam der ungeheure Zeitdruck.  Bei aller Kritik an Unvollkommenem bleibt die Frage theoretisch: Wer hätte es wie besser machen können?

Erschwerend kam hinzu, dass kaum einer von uns parlamentarische Erfahrungen besaß. Ich hatte z.B. noch bis zum 4. April, also einen Tag vor der konstituierenden Sitzung meinen Arztkittel an und ging in die Volkskammer mit der Absicht, meinen Beruf als Ärztin neben meiner Abgeordnetentätigkeit fortsetzen zu können. Dass ich am 5. April dann allerdings in die höchste zu vergebende Funktion der Volkskammerpräsidentin gewählt und schließlich noch als amtierendes Staatsoberhaupt berufen werden würde, und das Ganze innerhalb weniger Tage, erforderte nicht nur starke Nerven, sondern auch eine gewisse „Schwindelfreiheit“, dazu Mut und das unbedingte Bedürfnis, zu den anstehenden Veränderungen ohne eigene Schonung etwas beitragen zu wollen. Das war im übrigen das Anliegen wohl der übergroßen Mehrheit der Abgeordneten, die wie ich von heute auf morgen ihren Arbeitsplatz verließen.

Zwei Charakteristika dieses Parlaments will ich noch – auch im Hinblick auf jedes andere Parlament – besonders hervorheben. 

Das eine war die Neigung aller Abgeordneten zu großer Sachlichkeit bei der Diskussion und Beschlussfassung über die Hauptprobleme des gesellschaftlichen und staatlichen Lebens. Der Wunsch nach der Wiedervereinigung der meisten Bürger der DDR war auch das Grundanliegen der meisten Abgeordneten in der Volkskammer. Die gesetzlichen und staatlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, war das Ziel übrigens der Volkskammer und des deutschen Bundestages.

Ein wesentliches Charakteristikum unserer Arbeit war aber auch ein hohes Maß an Spontaneität. Erschwerend kam hinzu, dass alle Sitzungen der Volkskammer vom Fernsehen übertragen wurden und wir erfreuten uns hoher Einschaltquoten. Es gab übrigens noch einen Unterschied zu den meisten Parlamenten in der Welt, dieses Parlament war angetreten, sich selbst überflüssig zu machen. 

Es ist durchaus verständlich, dass manches etwas handgestrickt wirkte. Aber heute können wir im Rückblick auf die sechsmonatige Arbeit des Jahres 1990 sagen: Wir haben unseren Auftrag erfüllt, mitzuwirken, die staatliche Einheit Deutschlands in freier Selbstbestimmung zu vollenden. Insofern blicken die meisten von uns ehemaligen Volkskammerabgeordneten mit Freude und Stolz auf diese für uns so bedeutende, turbulente aber auch schöne Zeit zurück.

Am Morgen des 23.8.1990 konnte ich nach einer turbulenten Nachtsitzung gegen 2.30 Uhr den Beschluss zum Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland bekannt geben.
Leider muss ich heute feststellen, dass kaum jemand weiß, dass die Wiedervereinigung von der Volkskammer in dem bereits abgerissenen Palast der Republik beschlossen wurde.

Der Rückblick darf aber nicht beendet werden mit einer dankbaren Erinnerung an den damaligen Deutschen Bundestag, der uns mit logistischer und tatkräftiger Hilfe unterstützt hatte sowie die großartige Leistung der Bundesregierung unter Helmut Kohl, der die wesentlichen ökonomischen und außenpolitischen Weichen für die deutsche Einheit gestellt hatte. 

Was bleibt nun von unserem damaligen Wirken und was haben wir erreicht?

Es bleibt die bedeutende geschichtliche Leistung, die, eingebettet in den Gesamtprozess der Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands, ein bemerkenswertes Stück deutscher Parlamentgeschichte beinhaltet. Ohne die konkreten gesellschaftlichen Bezüge außer Acht lassen zu wollen, gesellt sich dieses Jahr 1990 würdig zu den herausragenden Daten des Werdens der deutschen Demokratie und der Konstituierung demokratischer Parlamente 1848, 1919 und 1949.

Auch 20 Jahre nach der Wiedervereinigung geht es mir darum, die Gestaltung der Einheit in den Mittelpunkt meiner Betrachtungen zu stellen. Bei aller Anerkennung der föderalen und regionalen Strukturen und Traditionen unseres Landes sind wir   e i n  Volk. So bitter die Spaltung auch war, so getrennt die Wege verliefen, ist uns dennoch im wesentlichen die gleiche Vergangenheit eigen. Vierzig Jahre Leben in zwei Staaten haben es nicht vermocht, das Bewusstsein des Zusammengehörens zu verdrängen. Wie anders sonst sollte man den rasanten Prozess der Wiedervereinigung interpretieren? 

Umso erstaunter nehme ich manche Diskussion zur Kenntnis, die mit der Frage verbunden ist, ob uns die vierzig Jahre Demokratie und Freiheit, verbunden mit einer sozialen Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland und die vierzig Jahre real existierende Sozialismus mit staatlicher Bevormundung und einer flächendeckenden Bespitzelung durch die Staatssicherheit in der DDR doch in einem größeren Maß getrennt haben, als wir es 1990 durch die Euphorie der bis dahin nicht  voraussehbaren und geglaubten Wiedervereinigung wahrhaben wollten?

Trotz der Bemühungen der Staatsführung, die DDR-Bürger „von der Wiege bis zur Bahre“ in die „Zwangsjacke der ideologischen Doktrin der Arbeiter- und Bauernklasse“ zu pressen, gelang es ihr nicht, unterschiedliche Wertvorstellungen auszurotten. So konnte z.B. die Jugendweihe nicht vollständig die Konfirmation oder Kommunion ersetzen und die Elternhäuser und Kirchen vermittelten noch andere Werte und Grundanliegen des Lebens außer denen des Sozialismus. 

Inzwischen gibt es eine Fülle von wissenschaftlichen Arbeiten und Veröffentlichungen zur sog. Ost-West-Friktion. Um eine der Ursachen der unterschiedlichen Wahrnehmungen deutlich zu machen, möchte ich aus einem Artikel von Thomas Ahbe (ostdeutscher Sozialwissenschaftler) aus dem Jahr 1996 zitieren, der unter der Überschrift „ Die Konstruktion der Ostdeutschen u.a. folgendes schrieb: „ Die Spitzen und Leihbeamten auf der mittleren Ebene, die entscheidenden Personen in der Treuhandanstalt, die Liquidatoren, Sanierer, Privatisierer, Investoren und Kapitaleigner, Chefs in Produktion, Handel und Versicherung, die Instrukteure, Ausbilder und Evaluatoren, die Immobilienbesitzer und Vermieter waren meist Westdeutsche – und die Verwalteten, die Lohnabhängigen, die Empfänger von Weisungen, die Entlassenen, die Angeleiteten und Evaluierten, die auf jeder Ebene Lernenden, die Mieter und Besitzlosen waren die Einheimischen, die Ostdeutschen.“

Und weiter führt er aus: „Die Ostdeutschen haben in den zurückliegenden Jahren bei der Etablierung in einer völlig anderen wirtschaftlichen, administrativen und kulturellen Welt enorme und konstruktive Anpassungsleistungen vollbracht. Sie zeigten und zeigen Realitätssinn, Risiko- und Anstrengungsbereitschaft, Mobilität und Flexibilität. Über 22 Prozent arbeiten heute in einem für sie völlig neuen Sektor – im Dienstleistungssektor. Die Gruppe der Selbstständigen hat sich in den ersten fünf Jahren nach der Wiedervereinigung fast verdreifacht. Vergleichbare Veränderungsschübe im Erwerbsleben hat noch dein Teil einer deutschen Bevölkerung erlebt.“

Trotz aller Bemühungen, die Lebens- und Arbeitsverhältnisse von Ost und West einander anzugleichen, wird 14 Jahre später lt. einer Emnid-Umfrage im Febr./März dieses Jahres  festgestellt, dass die Mauer aus den Köpfen der Menschen  immer noch nicht verschwunden sei.
Ich misstraue solchen Umfragen zwar grundsätzlich, bin aber doch etwas erschrocken über die Tatsache, dass sich angeblich jeder vierte Deutsche vorstellen könne, dass die Grenze wieder errichtet wird.
Das Verhältnis zu Demokratie und Freiheit ist nach der Befragung  ebenfalls wenig ausgebildet. 

Allerdings sind immerhin ca. 58% der Deutschen 20 Jahre nach dem Fall der Mauer der Meinung, dass die deutsche Einheit eher Vor- als Nachteile gebracht hat. Aber fast zwei Drittel der Ostdeutschen (64 %) finden, dass die deutsche Gesellschaft seit der Wiedervereinigung ungerechter geworden sei. Die Sozialreporte der letzten Jahre belegen, dass die Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit bei den  Ostdeutschen anders sind als bei den Westdeutschen. Die sozialen Unterschiede in der Bundesrepublik werden von 88 % der Ostdeutschen als nicht gerecht bewertet, während 46 % der Westdeutschen sie im großen und ganzen als gerecht ansehen.
Für mich ist die Trennung Ost – West überhaupt ein Dorn im Auge. Denn Unterschiede gibt es auch zwischen NRW und Bayern oder Bremen und Stuttgart.
Allerdings nähren Benachteiligungsgefühle der Ostdeutschen diese unterschiedlichen Empfindungen. So klagt z. Zt. eine Frau aus den NBL vor dem Arbeitsgericht in Stuttgart, nachdem sie ihre Bewerbungsunterlagen zurück bekam mit dem handschriftlichen Vermerk „Ossi“ auf ihrem Lebenslauf.

Das Gericht hatte  im Rahmen des Antidiskriminierungsgesetzes zu entscheiden, ob der „Ossi“ eine eigene Ethnie ist. Die Frau verlor den Prozess.
Das eine Firma diese Unterscheidung der Biographien nach Ost und West vornimmt, ist für mich der eigentliche Skandal.

Erstaunt bin ich auch über die in der Öffentlichkeit diskutierte Frage, ob die DDR ein Unrechtsstaat war oder nicht.

Wolfgang Templin hat in einem Aufsatz „Erinnern und Vergessen“ u.a. dazu folgendes ausgeführt:

„Die Stimmen, welche der Gründung und Existenz der DDR eine historische Legitimität unterstellen, an der „Legende vom guten Anfang“ festhalten und die Gründe für das Scheitern des sozialistischen Experiments“ dem aggressiven Gegner zuschreiben, sind immer noch sehr zahlreich. Zu ihnen gehören ehemalige Verantwortungsträger und SED-Funktionäre, MfS-Größen, aber auch zahlreiche DDR-Intellektuelle, ältere und jüngere Nostalgiker ganz verschiedenen Zuschnitts. …….

So wichtig es ist, den zweiten deutschen Staat als Diktatur und Unrechtssystem wahrzunehmen, das Ausmaß 40-jähriger Verfolgung und Unterdrückung zu erfassen; mit einer einseitigen Fixierung darauf wird die Mobilisierungs- und Bindungskraft des kommunistischen Experiments und seiner pseudoreligiösen Heilslehre, werden die Motive der Anhänger und Verführten nicht erfasst. Der Unterdrückungsstärke des Systems entsprach eine hohe gesellschaftliche Prägungskraft, die weit über das Ende der DDR als Staat hinausreicht. ……
Die DDR brach als System zusammen, hinterließ jedoch die Folgen jahrzehntelanger Sozialisation und Konditionierung, stabile Prägungen und Sozialisationsmuster, die auch an die Folgegeneration weitergegeben werden.“

Das ist sicher auch eine Erklärung für die Beständigkeit der PDS unter dem Deckmantel der Linken.

Hinzu kommt, dass diese Partei längst nicht mehr mit der alten SED identifiziert wird. 

Die Regierungsbeteiligung der Linken in Brandenburg mit einer beträchtlichen Zahl von Amtsträgern, die in der DDR sich als Informelle Mitarbeiter der Staatssicherheit verpflichtet hatten, irritiert mich sehr.
Haben wir in 20 Jahren vergessen, dass Spitzeldienste und Denunziationen von Menschen dem Machterhalt in einer Diktatur diente und die Menschen sich 1989 davon befreit haben? Oder hat das auch heute auch etwas mit Machterhalt und Machtversessenheit zu tun?

Ich unterwerfe mich in der Demokratie dem Wählerwillen des Volkes, aber ich kämpfe gegen die Machtinteressen ehemaliger Stasiinformanten.
Meine Damen und Herren, 

ich möchte mit meinen vorangegangenen Aussagen bewusst machen, dass die Entwicklung in unserem Land  weder von  Frustrierten noch von den unterschiedlichen politischen Überzeugungen abhängen darf, sondern das die richtigen ökonomischen und politischen Weichenstellungen in die Zukunft den Menschen von Nutzen sind, und das im ganzen Land.  Sie sind aus meiner Sicht die wesentliche Voraussetzung für die soziale Sicherheit. Nur durch den Abbau der Massenarbeitslosigkeit haben die Menschen eine Zukunftsperspektive. Dem muss man sich vorrangig widmen.

Die derzeitigen Sorgen nach der Finanz- und Wirtschaftskrise beschäftigt die Menschen in Ost und West gleichermaßen.

Wenn wir nach 20 Jahren Deutscher Einheit Bilanz ziehen, so ist sie aus meiner Sicht durchaus positiv.
Denn seit 1990 ist in unserem Land unglaublich viel geschehen. Die größten Veränderungen ergaben sich naturgemäß in den neuen Bundesländern. Das äußere Erscheinungsbild hat sich grundlegend gewandelt. Es wurde enorm viel gebaut und saniert. Die in der DDR immer mehr zerfallende Bausubstanz in den meisten Städten und Dörfern ist heute kaum noch wahrnehmbar. Der Spruch, der  damals scherzhaft die Runde machte, „Ruinen schaffen ohne Waffen“, ist vergessen. Das Straßennetz wurde komplett erneuert und wir haben heute das modernste Telekommunikationsnetz.  Die medizinische Versorgung wurde in kürzester Zeit auf das westliche Niveau gebracht. Krankenhäuser wurden innen wie außen saniert und modernisiert und haben heute teilweise einen besseren Standard als in manchen alten Bundesländern.

 Betrachtet man die Sozialversicherungsrenten von Männern und Frauen, die älter sind als 65, so haben die Rentner im Osten  im Bereich zwischen 1000 bis 1500 € und Ehepaare zwischen 1500 und 3000 € monatlich höhere Beträge als die  Vergleichsgruppe im Westen.

 Allgemeine Versorgung und Reisemöglichkeiten, die ich hier nur als Stichworte nennen möchte, haben ebenfalls Westniveau. Keiner redet mehr darüber, wenngleich sich in diesen Bereichen völlig neue Bedürfnisbefriedigungen für die Menschen in den neuen Bundesländern ergeben haben.

Minister Tiefensee hat den Jahresbericht zum Stand der Deutschen Einheit im Juni 2009 unter dem Slogan veröffentlicht, dass die Menschen in Ost und West stolz sein können auf das, was seit der friedlichen Revolution und der Deutschen Einheit gemeinsam erreicht wurde.

Der Bericht verweist u. a. auch auf die gute wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland bis zum Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise, indem das Niveau der ostdeutschen Brutto-Inlandsprodukte bis zum Jahr 2008 von 67 auf 71 % des westdeutschen Durchschnitts gestiegen war.

Allerdings ist die Arbeitslosigkeit in den NBL nach wie vor doppelt so hoch wie im Westen  (13,3% zu 6,9%).

Karl-Heinz Paquet, Professor für Volkswirtschaftslehre hat in seinem Buch „Die Bilanz“ im Rahmen einer wirtschaftliche Analyse der Deutschen Einheit u.a. festgestellt: „Nicht das Erreichte ist enttäuschend, sondern die Aufgabe war extrem schwierig.“ Die Fehler seien nicht bei der Politik zu suchen, sondern der Aufbau Ost darf nicht an den überzogenen Erwartungen der 90iger Jahre gemessen werden, er ist das Ergebnis einer vier Jahrzehnte dauernden Abschottung vom Weltmarkt und einer sozialistischen Planwirtschaft, in deren Folge die DDR bereits Anfang der 80iger Jahre nicht mehr zahlungsfähig war.
Vergleicht man das BIP pro Einwohner gemessen an dem BIP von Deutschland, so lag es 2007 in Ostdeutschland bei 72 %, in Tschechien bei 42 %, Ungarn bei 34 % und Polen bei 27 %. ( Das Bruttoinlandsprodukt (Abkürzung: BIP) gibt den Gesamtwert aller Güter (Waren und Dienstleistungen) an, die innerhalb eines Jahres innerhalb der Landesgrenzen einer Volkswirtschaft hergestellt wurden und dem Endverbrauch dienen)
Ich sehe in den NBL die unglaubliche materielle Erfolgsbilanz und auch die blühenden Landschaften, obwohl uns manch einer einreden möchte, sie gebe es nicht.   Der Aufbau Ost hat bereits 2004 nach Berechnungen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle ca. 1,5 Billionen € gekostet. Davon sind ca. 50 %  soziale Kostentransfers. Zieht man die Steuereinnahmen des Bundes durch den Anteil der neuen Länder ab, so ergibt sich immerhin ein vereinigungsbedingter Nettotransfer von etwa 1,1 bis 1,2 Billionen €.

 Der Vollständigkeit halber sei aber erwähnt, dass die Einheit nicht nur den heute Ostdeutschen wesentliche Verbesserungen gebracht hat. Die wirtschaftlichen Daten im Süden und Westen hatten nach 1990 ebenfalls durch den Aufbau Ost deutliche Zuwächse. Die Mecklenburger Seen aber vor allen Dingen Rügen und Usedom sind heute bevorzugte Urlaubsregionen etwa für Bürger aus Niedersachsen , Hessen oder Nordrheinwestfalen. Bei vielen Bürgern konnte Unrecht, das ihnen in Eigentumsfragen individuell geschehen war, z.T. korrigiert werden. Und so mancher kehrte in seine angestammte Heimat zurück. Die Westberliner sehen inzwischen im Berliner Umland und besonders in Potsdam eine bevorzugte Wohngegend. 

Erinnern Sie sich bitte aber auch daran, dass sich die politische Entwicklung Europas durch den Fall der Mauer entscheidend verändert hat. Die Ost – West – Konfrontation  wurde beendet. Russland und Deutschland pflegen seit 1990  freundschaftliche Beziehungen. Europa hat keine waffenstarrenden Grenzen mehr und die NATO wurde durch die Aufnahme osteuropäischer Länder erweitert. Länder, die sich einige Jahre zuvor feindlich gegenüber standen, arbeiten jetzt in einem militärischen Bündnis zusammen. Gemeinsam kämpfen wir gegen Terror und Unterdrückung in dieser Welt. Sind das nicht Ergebnisse, auf die wir stolz sein können?

Woraus resultiert nun eine gewisse Unzufriedenheit bzw. Ungeduld in den neuen Bundesländern?
 Die deutsche Geschichte ist uns allen gemeinsam, egal, wo wir im letzten halben Jahrhundert in deutschen Landen geboren sind. Sie ist uns allen gemeinsam mit allen ihren  Höhen und Tiefen. Da können wir zurückgehen, soweit wir wollen. 

 Durch die Ereignisse der letzten fünfzig Jahre ist uns aber das Gefühl für das Ganze verloren gegangen. Jeder Teil Deutschlands betrachtete sich letztendlich als das Ganze, wenngleich hin und wieder anders gesprochen wurde. ... Auf jeden Fall hatte sich allmählich - und bei den nach 1945 Geborenen fast natürlich - der Gedanke festgesetzt, der aus der politischen Wirklichkeit gespeist wurde, dass es festgefügte deutsche Teile gab, die, jeweils in anderen Welten angesiedelt, auch für lange Zeit bestehen würden, ja sich immer mehr auseinander lebten.

Dieser Gedanke wurde insbesondere in der Bundesrepublik noch zusätzlich dadurch gestützt, dass sie durchaus ohne den anderen deutschen Staat existieren und auskommen konnte, was man von der DDR so nicht sagen konnte.
Hinzu kommen eine Fülle aktueller Probleme.

Neben der höheren Arbeitslosigkeit vergreisen ganze Regionen in den NBL.
Junge und gut Ausgebildete ziehen gen Westen oder Süden. Die Einkommensverhältnisse der Arbeitnehmer liegen nach wie vor auseinander und das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung stellte 2008  fest, das die Einkommen wieder stärker unter das Westniveau zurück fallen und damit eine steigende Armut festzustellen sein. Mit einem verfügbaren Haushaltseinkommen von 15 500 € erreichten die neuen Länder im vergangenen Jahr nur noch 80 Prozent des Wertes der alten Länder. Das entspricht der Lage von 1994, nachdem 1998 bereits das Niveau von 85 Prozent erreicht war. Während die Armutsquote im Westen bei 15 Prozent stagnierte stieg sie im Osten auf 20 Prozent. Gleichzeitig sind in den meisten neuen Ländern sinkende Spareinlagen zu verzeichnen und in der Begründung der Ost-Sparkassen werden stagnierende Einkommen und sinkende Sozialleistungen bei steigenden Lebenshaltungskosten angegeben. 

Klaus Schroeder, Leiter des Forschungsverbund SED-Staat an der FU in Berlin stellt in einem Artikel dazu fest: „Angesichts der gemeinsamen Vorgeschichte, die zur Teilung führte, sind die Transfers politisch und moralisch wohlbegründet. Doch um Ostdeutschland auf ein stabiles Wirtschaftsfundament zu stellen, hätte es größerer investiver und geringerer sozialer Transfers bedurft. Diese Chance wurde verpasst, auch weil die Mehrheit der Ostdeutschen den schnellen Wohlstand einforderte und die Politik dem entsprach.“ Ich möchte hinzufügen:

Es galt nach 1990 auch den sozialen Frieden im Land zu erhalten und trotz der Bemühungen der damaligen Bundesregierung, auch deutlich stärker die Unternehmen für Investitionen in den neuen Ländern zu gewinnen, konnte dies nur partiell erreicht werden. 

Herr Schroeder führt weiter aus: „So wurde eine Versorgungsmentalität befördert, die weitere Ansprüche hervorbrachte. Weil die unerfüllbar waren, musste sich Unzufriedenheit breit machen. Diese folgt freilich nicht nur aus der materiellen Situation, sondern auch aus den subjektiv wahrgenommenen Anerkennungsdefiziten und Statusverlusten.“

Das letzte möchte ich unterstreichen.

Eine am 20. Juli 2009 veröffentliche repräsentative Umfrage im Auftrag des ostdeutschen Wohlfahrtsverbandes Volkssolidarität belegt diese allgemeine Unzufriedenheit, indem dort festgestellt wird, dass 38% der Ostdeutschen sich als Gewinner der Entwicklung seit 1989 sehen, während 30% von ihnen bei sich sowohl Gewinne als auch Verluste sehen.
Immerhin 23% sehen sich als Verlierer seit Herbst 1989.

Die Erwartungen an Konsum, Wohnen, Reisen und Freiheit haben sich bei den meisten übererfüllt.

Dagegen wird die soziale Entwicklung der letzten 20 Jahre eher skeptisch bis negativ beurteilt. Damit sehen viele Ostdeutsche die Einheit immer noch nicht als vollendet an.

Bei Jüngeren, Hochschulabsolventen und höheren Einkommensbeziehern fällt die Beurteilung der Entwicklung der letzten 20 Jahre wesentlich günstiger aus, während die 50 bis 60-Jährigen eher zunehmende bzw. unüberwindbare Unterschiede von Ost und West sehen. 
Woher kommt nun die von mehr als 50 % der Ostdeutschen gefühlte Resignation nach 1990?

Die so freudig im Land begrüßte Wiedervereinigung war mit vielen berechtigten, aber auch illusionären Erwartungen und Wünschen verbunden. Der Unternehmensberater Roland Berger hat in einem Spiegel-Interview im Juni 1990 nach der Überprüfung von 23 DDR-Kombinaten die kühne Behauptung aufgestellt, dass die DDR-Industrie ca. 1995 auf  West-Niveau sei. So dachten damals viele Experten. Das weckte Hoffnungen und Illusionen. Aber die Menschen in Ostdeutschland erhofften sich nicht nur mehr Freiheit, Demokratie und Wohlstand, sie hofften auch auf einen gerechten Lohn für fleißige Arbeit. Gearbeitet wurde in den 40 Jahren der DDR ebenso wie im Westen, allerdings unter anderen ökonomischen Rahmenbedingungen mit einer unterschiedlichen Effizienz der Wirtschaftssysteme. Das Leben gestaltete sich unvergleichlich schwieriger, der Mangel war überall. 

Das führte zu Vorbehalten. Die Menschen mussten sich plötzlich für 40 Jahre erzwungenes Leben im Sozialismus rechtfertigen, ihre Berufe, ihre Lebensleistungen wurden hinterfragt und negativ bewertet. Hinzu kam, dass auch durchaus positive Erfahrungen in der DDR gar nicht erst zur Kenntnis genommen wurden. Ich möchte hier nur beispielhaft Strukturen im Gesundheitswesen oder an den Universitäten nennen oder das Abitur nach 12 Jahren Schulzeit.
Hinzu kam nach 1990 die Herausforderung, sich auf neue, den Menschen unbekannte  soziale, rechtliche und ökonomische Rahmenbedingungen einzustellen. Auch der Umgang mit der Arbeitslosigkeit war eine neue und schwer zu ertragende Erfahrung für die Menschen Ostdeutschlands. 

Ein Forschungsprojekt der Universität Bielefeld 2008 unter dem Titel „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ hat die Ost-Westdeutsche Integrationsbilanz als eine der Ursachen für die fremdenfeindliche Einstellung in den NBL verantwortlich gemacht. Bei einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage 2008 haben rund 64 % der Ostdeutschen angegeben, sich als Bürgerinnen und Bürger „2. Klasse“ zu fühlen. Zudem sind 77 % der Ostdeutschen der Ansicht, dass sie im Vergleich zu den Westdeutschen „weniger als ihren gerechten Anteil“ bekommen und fast drei Viertel  fühlen sich auch heute noch gegenüber den Westdeutschen benachteiligt. 
Das führt die Wissenschaftler u. a. zu folgender Bilanz:

Desintegrationsbelastungen und Benachteiligungsgefühle haben Auswirkungen auf den Grundwert der Gleichwertigkeit aller Menschen. Personen, die sich selbst nicht anerkannt sondern benachteiligt fühlen, sind eher bereit, andere abzuwerten. Die höheren Desintegrationsbelastungen und Benachteiligungsgefühle in Ostdeutschland können erklären, warum abwertende Einstellungen gegenüber schwachen Gruppen in Ostdeutschland verbreiteter sind.

Kardinal Georg Sterzinsky, in der DDR groß geworden, erst Pfarrer in Jena, dann Generalvikar in Erfurt-Meiningen und seit 1989 Bischof von Berlin, hat mir in einem Interview zur Wiedervereinigung vor etlichen Jahren aus der Seele gesprochen, als er sagte: „Ich sehe die Wiedervereinigung natürlich als glückliches Geschenk. Ich war ja schon damals als geweihter Bischof in verantwortlicher Position und konnte die Einheit deshalb mit gestalten. Aber ich wünschte mir bereits im Dezember 89 auch manche Dinge anders. Ich erinnere mich sehr gut an eine Einladung beim damaligen Kanzler Helmut Kohl. In diesem Gespräch habe ich davor gewarnt, weiter in diesem herablassenden Ton über den Osten zu reden. Diese Art von oben herab, alles und alle in der DDR für rückständig zu halten, werde ihm sonst eines Tages noch schwer zu schaffen machen, weil diese Arroganz zu einem neuen Selbstbewusstsein der Menschen und zu einer Identifizierung mit der alten DDR führen werde, die es früher nie gegeben hat.“ Und weiter sagte er: „Die Enttäuschung bei vielen im Osten ist heute so bodenlos, weil der Westen so selbstsicher gehandelt hat.“

 Meine Damen und Herren,

natürlich konnten meine Ausführungen nur ein kleines Fenster der vielfältigen Probleme, die unser Land betreffen, öffnen. 

Da ich ein unerschütterlicher Optimist bin, glaube ich, noch erleben zu dürfen, wie eine sogenannte Ost-West-Debatte einer Diskussion um den wirtschaftlichen Wettbewerb zwischen den Ländern in ganz Deutschland und im Wettbewerb mit den anderen europäischen Nachbarn abgelöst wird. Popper, ein österreichischer Philosoph und Wissenschaftslogiker hat gesagt: „Optimismus ist Pflicht. Man muss sich auf die Dinge konzentrieren, die gemacht werden sollen und für die man verantwortlich ist.“

Wir sollten endlich bei allen regionalen Unterschieden die Chancen mit dem Leistungswillen und Mut zur Veränderung und der wunderbaren landschaftlichen und kulturellen Vielfalt in unserem Land nutzen, um voneinander zu lernen. Lernen mit dem Ziel, gemeinsam voranzukommen. 

Verantwortlich sind wir alle. In dem Maße, wie wir Verständnis füreinander aufbringen, uns unserer gemeinsamen Geschichte und Kultur besinnen und ein wenig mehr Sensibilität im Umgang miteinander walten lassen, wird das sogenannte Ost-West-Gerede bald ein Ende haben. 

Vieles ist seit der Wiedervereinigung geschafft worden aber noch mehr müssen wir in Angriff nehmen, nicht nur um das ökonomische Gefälle zwischen West und Ost zu verringern, sondern in Sorge um unsere gemeinsame Zukunft in  Deutschland. 

Die Einheit ist nicht nur ein Geschenk, sie ist auch eine Verpflichtung. Die Verpflichtung, sich für Demokratie und Freiheit einzusetzen und unseren Teil am Frieden in dieser Welt beizutragen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

